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Editorial

Gerhard Bartz © privat

Liebe Mitglieder, Leserinnen 
und Leser,

die Briefwahl hat funktioniert. 
Der Vorstand konnte gebildet wer-
den und bedankt sich bei Ihnen für 
Ihre Stimmen. Wir bedanken uns 
vor allem auch bei jenen, die bereit 
waren, durch ihre Kandidatur eine 
Auswahl zu ermöglichen und die 
dann nicht zum Zuge gekommen 
sind. Für die Wahl war das uner-
lässlich und sehr wertvoll.

In diesem Jahr wird die interne 
Arbeit viel Raum einnehmen. Wir 
werden uns ein Organisationshand-
buch erarbeiten, das viele Abläufe 
beschreiben wird. Und wir werden 
unsere Satzung überarbeiten. Ein 
solches Desaster, das uns im letzten 
Jahr bedroht hat, sollte nicht mehr 
möglich sein. Nur um ein Beispiel 
herauszugreifen: Die sechs ehema-
ligen Vorstandsmitglieder hatten 
einen Rechtsanwalt begutachten 
lassen, dass die beiden stellvertre-
tenden Vorsitzenden auch tätig wer-
den können, wenn der Vertretungs-
fall nicht eingetreten ist. 
Nach wie vor werden Satzungen so 
geschrieben, wie wir das 1997 taten. 

Dies mit der vollen Absicht, dem 
oder der gewählten Vorsitzenden 
eine starke Stellung zu verschaf-
fen. Dieser Teil muss also so um-
geschrieben werden, dass es keinen 
Raum mehr für Fehlinterpretati-
onen gibt, die den Verein dazu noch 
viel Geld gekostet haben.

Unsere Beratungsarbeiten wer-
den weiterlaufen. Auch die Schu-
lungen natürlich. Die politische Ar-
beit wird etwas in den Hintergrund 
gedrängt, wenigstens so lange, bis 
sich unsere Neuen so sicher fühlen, 
dass sie in Veranstaltungen unse-
re Position auch offensiv vertreten 
können. Bis dahin werden wir kür-
zer treten (müssen). 

Aber wir sind unserer Gründungs-
philosophie treu geblieben. Sicher-
lich ist die permanente Enteignung 
von behinderten Menschen, die ei-
nen gesetzlich zustehenden Nach-
teilsausgleich in Anspruch nehmen 
müssen, zu bekämpfen, weil längst 
ungesetzlich. Aber noch wichtiger 
ist, dass alle Menschen mit Be-
hinderung zunächst einmal diesen 
Nachteilsausgleich für sich in An-
spruch nehmen können. Nach wie 
vor ist das keine Selbstverständlich-
keit. Nach wie vor werden wir aus-
getrickst, betrogen, genötigt, falsch 
informiert und am Ende wird unser 
Bedarf auch noch herunterverhan-
delt. Dies ist möglich, weil den Ko-
stenträgern alle Macht eingeräumt 
wurde. Hier muss sich dringend 
etwas ändern. Für uns ist es uner-
träglich, dass es behinderte Men-
schen gibt, welche dies als gottge-
geben hinnehmen. „Wieviel Leben 
muss es wirklich sein?“, diese Fra-
ge ist genauso schlimm wie die Fra-
ge, wie man unser Leben beschnei-
den kann.

In Sachen Eingliederungshilfe 
haben wir zusammen mit dem Ver-

ein Mobil mit Behinderung eine 
Stellungnahme erstellt. Acht un-
serer Mitgliedsvereine und zwei 
weitere Vereine unterstützen diese 
Erklärung. Zwei unserer Mitglieds-
vereine äußerten den Grund für die 
Verweigerung. Erwähnt wurde der 
schlechte Stil, der andere führte an, 
dass wir ISL, die Kampagne und de-
ren Koordinator angreifen würden. 
Gut, über Stil kann man streiten. 
Über den Rest muss man wohl strei-
ten. Denn wir halten uns wirklich 
zurück. Wir haben unseren Beitrag 
in Höhe von 500 Euro an die Kam-
pagne entrichtet und beschränken 
uns darauf, den Koordinator sowie 
Nitsa in Mails zu befragen, warum 
sie der Politik ein wohlfeiles Alibi 
liefern, indem sie der fehlenden Bin-
dung der 5 Mrd. Euro des Bundes an 
die Länder nachjammern. Natürlich 
waren diese zunächst für die Um-
setzung der Behindertenrechtskon-
vention gedacht bzw. für die hierzu 
erforderliche Reform beispielsweise 
der Eingliederungshilfe. Aber unse-
re Ansprüche stehen unter keinem 
Haushaltsvorbehalt. Das Verspre-
chen der Bundesregierung aus dem 
Jahr 2009 wurde bis jetzt nicht ein-
gelöst. Nach wie vor hält man uns 
mit vorgeschobenen Ermittlungs-
bedarfen hin. Darüber hinaus ha-
ben wir beide nachgefragt, warum 
sie den Ball mit der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichtes 
nicht spielen. Läge diese Entschei-
dung nicht schriftlich vor und wäre 
sie auch nicht im Internet zu finden, 
man könnte sie für eine Fata Mor-
gana halten. Der MMB und wir ha-
ben alle MdB's angeschrieben, die 
Behindertenbeauftragten der Bun-
destagsfraktionen sowie die Behin-
dertenbeauftragten des Bundes und 
der Länder. An keiner Stelle wird 
bei den bislang spärlichen Antwor-
ten auf die Feststellung des Bundes-
verfassungsgerichtes (s.Seite 5) ein-
gegangen. 
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wir von der Mehrzahl unserer Mit-
gliedervereine. Ist deren Verweige-
rung sachlich begründet oder hat 
das mit einer persönlichen Abnei-
gung zu tun? Beides würde uns in-
teressieren. Unsere Mitgliederver-
eine sind angetreten, für Menschen 
mit Behinderung Verbesserungen 
zu erreichen. Bei den Mitgliedsver-
einen, die sich der Assistenz ver-
schrieben haben, verstehen wir die-
se Zurückhaltung überhaupt nicht. 
Ich kann es nicht fassen: Immer mal 
wieder bekomme ich zu hören, dass 
eine Abneigung gegen meine Per-
son in diesen Vereinen besteht und 

Editorial / Abwicklung der Nachteilsausgleiche 

diese daran hindert, sich der Stel-
lungnahme anzuschließen. Werden 
tatsächlich persönliche Animosi-
täten über die Sache gestellt? Das 
darf nicht dazu führen, dass Nach-
teile für behinderte Menschen er-
wachsen.

Wir nähern uns dem Ende die-
ser Berliner Legislaturperiode. Die 
Stunde der Wahrheit in Sachen Lei-
stungsgesetz rückt näher. Und wir? 
Wir lassen uns auseinanderdividie-
ren. Ich lasse mir nicht mehr einre-
den, dass das Zufall ist. Hier wird 
kräftig an den Stellschrauben ge-
dreht. 

Mit Herrn Berthold Arndt aus 
München haben wir einen neu-
en Titelbildzeichner gefunden und 
hoffen, dass er uns lange erhalten 
bleibt. 

Wir wünschen Ihnen einen guten 
Sommer, frei von Assistenzsorgen!

Mit freundlichen Grüßen

Gerhard Bartz
Vorsitzender

Diskriminierende Abwicklung der Nachteilsausgleiche abstellen

kobinet-nachrichten am 15. April 2015 von Ottmar Miles-Paul

Zur gestrigen Abschlusssitzung 
der Arbeitsgruppe Bundesteilhabe-
gesetz im Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales hoben der Ver-
ein Mobil mit Behinderung (MMB) 
und das Forum selbstbestimmter 
Assistenz behinderter Menschen 
(ForseA) noch einmal die große 
Bedeutung eines wirklich guten 
Bundesteilhabegesetzes hervor. Im 

© Gerd Altman pixelio de

März hatten der MMB und ForseA 
eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, der sich mittlerweile weitere 
Vereine angeschlossen haben.

Darin machen die Verbände da-
rauf aufmerksam, dass insbesondere 
die Regelungen im Sozialgesetzbuch 
XII staatliche Diskriminierungen 
darstellten, die zwingend abzustel-
len seien. Die Standards der UN-
Behindertenrechtskonvention und 
aktuelle Rechtsprechungen zum 
Gleichheitsgrundsatz würden von 
Ämtern und Behörden weitestge-
hend ignoriert. „Menschen mit Han-
dicap, die staatliche Unterstützung 
in Anspruch nehmen müssen, um 
behinderungsbedingte Nachteile 
ausgleichen zu können, kämpfen 
teilweise jahrelang, auch gericht-
lich, gegen Ablehnungsbescheide. 
Das ist absolut unwürdig und raubt 

den Betroffenen wertvolle Lebens-
zeit“, erklärte der MMB-Vereins-
vorsitzende Heinrich Buschmann. 

„Die Ablehnungsbegründungen 
sind teilweise haarsträubend reali-
tätsfern und erschließen sich dem 
sogenannten gesunden Menschen-
verstand nicht. Sie wirken vollkom-
men willkürlich.“

„Behinderte Menschen müssen 
ihr Einkommen und Vermögen of-
fenlegen, sogar dann, wenn sie ihr 
Einkommen selbst erwirtschaften. 
Sie sind gläserne Bürgerinnen und 
Bürger allein aufgrund der Tatsa-
che, dass sie eine Behinderung ha-
ben. Ihre Partnerinnen, Partner und 
Familien werden gleich mit diskri-
miniert“, ergänzte Gerhard Bartz, 
Vorsitzender von ForseA. Nicht zu-
letzt aufgrund einer Entscheidung 

Diskriminierende Abwicklung der Nachteilsausgleiche abstellen
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Abwicklung der Nachteilsausgleiche 

des Bundesverfassungsgerichts vom 
Oktober 2014 seien die Kostenträ-
ger unverzüglich dazu verpflich-
tet, gesetzliche Regelungen auf ihre 
diskriminierende Wirkung hin zu 
überprüfen. Der Gesetzgeber müsse 
seine haushaltsschonenden Verzö-
gerungen aufgeben, denn „eine Be-
nachteiligung“ liege auch vor, „wenn 
die Lebenssituation von Menschen 
mit Behinderung im Vergleich zu 
derjenigen nicht behinderter Men-
schen durch gesetzliche Regelungen 
verschlechtert wird, die ihnen Ent-
faltungs- und Betätigungsmöglich-
keiten vorenthalten, welche anderen 
offenstehen.“ (Beschluss vom 10. 
Oktober 2014 - 1 BvR 856/13)

Der Verein Mobil mit Behinde-
rung, ForseA und weitere Vereine 
fordern daher das Ende der gesetz-
lichen Enteignungen als Begleiter-
scheinung der von Menschen mit 
Handicap in Anspruch genom-
menen Rechte auf Nachteilsaus-
gleiche. Außerdem müsse das gene-
relle staatliche Bestreben, Bedarfe 
herunter zu verhandeln, unbedingt 
eingestellt und Verhandlungen auf 
Augenhöhe ermöglicht werden.

Einkommens- und 
Vermögensanrech-
nung muss weg
kobinet-nachrichten am 
07. Mai 2015 
von Ottmar Miles-Paul

Der Vorsitzende des Vereins 
Mobil mit Behinderung (MMB), 
Heinrich Buschmann, stellte am 
Rande der Aktionen zum Europä-
ischen Protesttag für die Gleichstel-
lung behinderter Menschen in Ber-
lin klar, dass die Anrechnung des 
Einkommens und Vermögens auf 

Heinrich Buschmann © MMB e.V.

Leistungen für behinderte Men-
schen endlich weg müsse. Den Äu-
ßerungen der Abgeordneten aus 
verschiedenen Parteien müssten 
nun endlich Taten folgen. 

„Die Einkommensanrechnung 
muss endlich weg, sonst können 
wir noch jahrelang demonstrieren 
gegen die schreiende Ungerechtig-
keit gegenüber behinderten Men-
schen. Es ist an der Zeit, Tacheles 
zu reden und ein Bundesteilhabe-
gesetz vorzulegen, das den Namen 
auch verdient“, erklärte Heinrich 
Buschmann. 

Heinrich Buschmann bezieht 
sich mit dieser Forderung auf Aus-
sagen des Behindertenbeauftragten 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Uwe Schummer, der am Rande der 
Demonstration anlässlich des Euro-
päischen Protesttags für die Gleich-
stellung behinderter Menschen am 
5. Mai in Berlin bekräftigt hatte, 
dass die Einkommensanrechnung 
beim Erhalt von Eingliederungshil-
fe und Pflegeleistungen vollständig 
abzuschaffen sei.

Die Anrechnung von Einkom-
men und Vermögen führt zu einer 
enormen Benachteiligung von Men-
schen mit Assistenzbedarf. Selbst 
wer ein gutes Einkommen hat, darf 
höchstens 2.600 Euro ansparen, 
sobald die Assistenz aus dem So-
zialtopf finanziert wird. Erwach-
sene Menschen mit einem selbster-
wirtschafteten Einkommen werden 
staatlich bevormundet. Das ist unzu-
mutbar. Sie müssen ihr ganzes Hab 
und Gut offenlegen und beim Sozi-
alamt anfragen, wenn sie Geld für 
ein Auto oder eine größere Anschaf-
fung ansparen wollen. Jeder nicht-
behinderte Arbeitnehmer stelle sich 
einmal vor, ständig Rechenschaft 
ablegen zu müssen“, sagte Heinrich 
Buschmann. Jede Gehaltserhöhung 
aufgrund guter Leistungen lande in 
der Staatskasse.

„Einerseits zeigt sich der Staat 
großzügig, finanziert die nötigen 
Assistenzkräfte. Andererseits holt 
er sich durch die Einkommens- und 
Vermögensanrechnung das Geld 
wieder zurück. Lebenspartnerinnen 
und -partner werden finanziell mit 
in die Pflicht genommen. Insbeson-
dere Eheleute müssen nicht nur zah-
len, sondern mit assistieren -  staat-
lich verordnet“, kritisiert Heinrich 
Buschmann. Das seien schwerwie-
gende Eingriffe in das Leben von 
Menschen mit Handicap und in das 
ihrer Angehörigen. In diese Situa-
tion könne jeder Mensch jederzeit 
hineingeraten. Der MMB versucht 
daher ein Bewusstsein dafür zu 
schaffen, dass das Bundesteilhabe-
gesetz auch für Menschen ohne Be-
hinderung bedeutsam ist.

Der Verein Mobil mit Behinde-
rung unterstützt gemeinsam mit 
zahlreichen anderen Organisati-
onen und Verbänden die Kampagne 
für ein gutes Bundesteilhabege-
setz. Mobil mit Behinderung wurde 
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Abwicklung der Nachteilsausgleiche 

2001 gegründet und setzt sich für 
3,5 Millionen mobilitätsbehinderte 
Menschen in Deutschland ein. Im 
Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe berät 
der Verein Menschen mit Handicap 

Gemeinsame Erklärung der Vereine MMB e.V. und ForseA e.V. sowie 
weiterer im Anhang gelisteter Vereine 
Abwicklung der Nachteilsausgleiche behinderter Menschen mittels der Sozialhilfe ist ohne 
Zweifel eine zwingend abzustellende staatliche Diskriminierung 

und ihre Angehörigen bei der Fi-
nanzierung und Anschaffung eines 
behinderten- und bedarfsgerechten 
Fahrzeugs. Die bundesweite poli-
tische und beratende Arbeit wird 

vor allem durch Spenden ermög-
licht. Vereinsvorsitzender Heinrich 
Buschmann erhielt im Januar für 
sein ehrenamtliches Engagement 
das Bundesverdienstkreuz.

Veraltete, nicht mehr ange-
passte Gesetzgebung im 12. Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB XII): 

In vielen Köpfen geistert noch 
die Vorstellung herum, dass die 
Sozialgesetzbücher bereits die von 
der Behindertenrechtskonventi-
on geforderten Standards abbilden. 
Dem ist nicht so. Noch immer wer-
den behinderte Menschen, die ihre 
Nachteilsausgleiche in Anspruch 
nehmen wollen, von unmittelbaren 
behördlichen Eingriffen bedroht. 
Ihr Leben wird komplett auf den 
Prüfstand gestellt. Dazu kommt 
die diskriminierende Behandlung 
als Sozialhilfeempfänger. Nur we-
gen unserer Forderung, unsere be-
hinderungsbedingten Nachteile - 
wenigstens dort, wo es möglich ist 
- auszugleichen, werden wir behin-
derungsbedingt arm gemacht. Wir 
müssen Einkommen und Vermögen 
offenlegen und uns Teile davon als 
„zumutbaren Eigenanteil“ anrech-
nen lassen. Lebenspartnerschaften 
entstehen erst gar nicht oder gehen 
deshalb in die Brüche. Dass die Fa-
milie unter dem besonderen Schutz 
des Staates steht, gilt - behinde-
rungsbedingt - ebenfalls nicht. Ein 
Nachteilsausgleich, der unmittel-
bar zu weiteren Diskriminierungen 
führt, ist unter den heutigen gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen 
nicht mehr akzeptabel. Wir haben 

untenstehend zum Beweis dieser 
Aussagen gesetzliche Festlegungen 
zitiert. Dass wir mit unseren Inter-
pretationen nicht alleine stehen, be-
weist eindrucksvoll die Sicht des 
Bundesverfassungsgerichtes. 

Nachfolgende Punkte unter-
streichen die Unrechtmäßigkeit 
der andauernden Diskriminie-
rungen: 

	 -	 Übereinkommen über die 
Rechte von Menschen mit Behin-
derungen. Dort, wo die Artikel 
nicht direkt anwendbar sind, müs-
sen bestehende Gesetze in ihrem 
Licht interpretiert werden. Grund-
satz: Neues Recht interpretiert altes 
Recht (Lex posterior derogat legi 
priori). 

	 -	 Grundgesetz: Artikel 3 Absatz 
3, Satz 2: Niemand darf wegen sei-
ner Behinderung benachteiligt wer-
den. 

	 -	 Das Bundesverfassungsgericht 
gab am 10. Oktober 2014 zu verste-
hen, wie die Anwendung des Artikel 
3 GG korrekt ist: „Das Benachteili-
gungsverbot des Art. 3 Abs. 3 Satz 
2 GG erschöpft sich nicht in der An-
ordnung, Menschen mit und ohne 
Behinderung rechtlich gleich zu be-
handeln. Vielmehr kann eine Be-
nachteiligung auch vorliegen, wenn 

die Lebenssituation von Menschen 
mit Behinderung im Vergleich zu 
derjenigen nicht behinderter Men-
schen durch gesetzliche Regelungen 
verschlechtert wird, die ihnen Ent-
faltungs- und Betätigungsmöglich-
keiten vorenthalten, welche anderen 
offenstehen.“ Az.: 1 BvR 856/13 

	 -	 Allgemeines Gleichbehand-
lungsgesetz: § 1 Ziel des Gesetzes 
ist, Benachteiligungen aus Grün-
den der Rasse oder wegen der eth-
nischen Herkunft, des Geschlechts, 
der Religion oder Weltanschauung, 
einer Behinderung, des Alters oder 
der sexuellen Identität zu verhin-
dern oder zu beseitigen. 

Fazit: 
Durch die Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichtes sind 
wir nicht mehr darauf angewiesen, 
sämtliche Rechtszüge zu durchlau-
fen. Die Kostenträger dagegen sind 
zwingend verpflichtet, ihre Sozi-
algesetzbücher (nicht nur das 12.) 
daraufhin zu prüfen, ob das ein-
schlägige Gesetz Menschen mit Be-
hinderung diskriminiert. Denn eine 
auf die Gesetze verpflichtete Be-
hörde kann an dieser Entscheidung 
vorbei nicht so weiter agieren wie in 
der Vergangenheit. Vor diesem Hin-
tergrund muss ebenfalls der Gesetz-
geber seine haushaltsschonenden 
Verzögerungen aufgeben. Denn er 




